
NERMi ABADAN: 

Die türkische Demokratie seit 1960 

in der Vortragsreihe der Südosteuropa-Gesellsdıaft über aktuelle Fragen des euro­
piiisdıen Südostens spradı am 28. April 1970 Frau Prof. Dr. Nermi A b a d a n, Ankara, 
i:iber .,Die politisdıe Entwicklung der Türkei 1960-1970" in den Raumen unserer Ge­
sellschaft in München. Frau Prof. Abadan ist die Inhaberin des Lehrstuhls für Politi­
sdıes Verhalten (Universitat Ankara) und die Vizeprasidentin des Vereins für Poli­
tisdıe Wissensdıaft (IPSA) . Bekannt geworden ist Nermi Abadan, die gegenwartig im 
Rahmen einer Gastprofessur an der Universitat München lehrt, auBer durdı ihre aka­
demisdıe Wirksamkeit vor ailem durdı zahlreidıe Studien und eine empirisdıe Studie 
über die Lage der türkisdıen Gastarbeiter in der Bundesrepublik Deutschland. 

An der Vortragsveranstaltung nahmen u. a. teil : Mustafa Cetin O r a n, General­
konsul der Türkei, Mündıen, mit mehreren Herren des hiesigen türkischen General­
konsulates, der jugoslavisdıe Konsul Dragomir B e n d i  c, die Professoren Kurt S o n  t­
h e i m e  r, K e i m, G e i p e  1, die Landtagsabgeordneten Z a n  k 1 und S c h o s s e r  
und zahlreiche deutsdıe und türkisdıe Studierende. Die Leitung des Abends hatte Prof. 
Dr. Hans-Joadıim K i  s s 1 i n  g, der auch die Pflichten des Hausherrn wahrnahm. Die 
temperamentvollen Ausführungen Nermi Abadans fanden ihre Fortsetzung in einer 
ülıeraus lebhaften Diskussion, der erst die nahende Mitternadıt ein Ende setzte. Die 
Ausführungen von Frau A b a d a n werden hier etwas gekürzt wiedergegeben. - hn -

Bei der Bewertung der demokratischen Einrichtungen in der Türkei haben 
sich einige Politologen verleiten lassen, die Jahre 1 924-1 960 als ,.Erste tür­
kisdıe Republik" zu qualifizieren.1) Eine solche Klassifizierung ist jedoch irre­
führend, weil sie auf einen Brudı mit der von Atatürk eingeleiteten progressi­
ven Entwicklung hindeutet. Es besteht indessen keinerlei Zweifel darüber, daB 
die von der türkischen Armee damals geförderte und 1960 durchgeführte Revo­
lution einen bedeutsamen Abschnitt der neueren türkischen Geschidıte ein­
geleitet hat. Dieser neue Abschnitt kann durchaus als eine Bekraftigung der 
kemalistisdıen Grundprinzipien interpretiert werden, auch wenn die Interven­
tion der Militars 1 96 1  eine neue Verfassung erzwang, welche weitere progres­
sive MaBnahmen zur Entwicklung der türkisdıen Gesellschaft vorsah.2) 

Obwohl die neue Verfassung einige leitende Grundideen der Verfassung 
von 1 924 übernommen hat, tragt sie einen völlig neuen Charakter, der stark 
von den sozialen und redıtlidıen Konfliktsituationen der Nadıkriegsperiode 
beeinfluBt worden war. Ihre wichtigste Bestimmung lautet: Die türkische Re­
publik soll ein auf den Menschenrechten beruhender, nationaler, demokrati­
scher, sakularisierter (laizistischer) und sozialer Rechtsstaat sein. Die Revolu­
tion von 1 960 verfolgte das Ziel, die von den Kemalisten nidıt abgeschlossene 
bürgerliche Revolution zu vollenden, sie nadı den heutigen Gegebenheiten 

1) Siehe u. anderem Ridıard D. Robinson, The First Turkish Republic, Harvard Univ. 
Press, Cambridge, 1963. 

2) Yavuz Abadan, Die Entstehung der Türkei und ihre verfassungsredıtlidıe Ent­
wicklung, Jahrbuch tür Offentliches Recht, NF, Bd. 9, 1960, S. 353-417; Yavuz Abadan, 
Die türkisdıe Verfassung von 1960, Jahrbuch tür Offentliches Recht, NF, Bd. 13 , 1964, 
s. 325-4 11. 
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umzustrukturieren und dabei einige neue Dimensionen hinzuzufügen. Boden­
reform, soziale Geredıtigkeit und ahnliche Zielsetzungen drück.en dieses Be­
streben aus.a) 

Diese wesentlidıen Merkmale sowie der umfangreidıe Katalog von Grund­
und Freiheitsredıten erklaren sidı vor allem aus den negativen Erfahrungen, 
die man in den 50er Jahren madıen muBte. Diese negativen Erfahrungen er­
klaren nidıt nur die Revolution von 1 960, sondem audı das Andauern der so­
zialen Unruhen in der heutigen Türkei. Deswegen sei hier ein Rückblick. im 
Telegrammstil gestattet. 

Vor der Wahl 1 950 hatte die damalige Oppositionspartei mit der Parole 
.Mehr Freiheit" und dem Verspredıen für verfassungsredıtlidıen Ausbau der 
Grundredıte um Stimmen geworben. Die Demokratisdıe Partei gewann die 
Wahl! Eine A.nderung des Pressegesetzes in den ersten Monaten der neuen 
Regierung gab AnlaB zur Hoffnung. Diese Hoffnung wurde jedodı enttausdıt. 
Schon vor den Wahlen 1 954, die der Demokratischen Partei einen überwalti­
genden Wahlsieg brachten, begann die Regierung immer nadıhaltiger Unter­
drück.ungsmaBnahmen gegen die oppositionellen Parteien zu ridıten. Ange­
sidıts dieser Entwicklung einigten sidı die Intellektuellen des Landes über das 
Programın einer Verfassungsreform, die folgende Prinzipien verwirklidıen 
sollte : Gewaltentrennung als Organisationsprinzip, Garantie der Grundrechte 
und Freiheiten, Erweiterung der ridıterlidıen Unabhangigkeit, Zweikammer­
system, Proporz, Einsetzung eines Verfassungsridıters.4) Diese Reformbestre­
bungen fanden audı in der Bevölkerung Unterstützung. in der Bevölkerung 
wudıs zudem die Unzufriedenheit mit der korrupten Verhaltensweise einzel­
ner Regierungsmitglieder und der plan- und ziellosen Wirtsdıaftspolitik. Es 
darf allerdings nicht übersehen werden, daB die Aufmerksamkeit der breiten 
Wahlersdıaft - und audı der Intellektuellen - mehr der redıtlidıen als der 
wirtsdıaftlidıen Problematik galt. Die regierende Demokratisdıe Partei repra­
sentierte den redl.ten Flügel der Bourgeoisie.5) Ihre Politik wurde zunehmend 
oppressiv. Dies erklart audı, warum das ,.soziale Erwadıen" der Türkei erst 
nam 1 96 1  begonnen hat. Vor allem auch wegen der verfassungsredıtlidıen 
Situation, denn solange die Garantie der Grundredıte verfassungsmaBig nidıt 
verankert war, konnten kritisdl.e Stimmen - ohne Gefahr für Leib und Leben 
-- nidıt laut werden. Allein zwisdıen dem 1 7. Marz 1 954 und 14. Mai 1958 
wurden 1 1 61  Personen auf Grund eines verscharften Pressegesetzes verhört : 
288 wurden verurteilt, 366 freigesprodıen, 402 manges Beweise entlassen, bei 
1 0 1  wurde die Anklage zurückgezogen. Neun Zeitungen wurden zeitweilig ge­
sperrt. Die am meisten verfolgte Zeitung war das Oppositionsorgan ,,ULUS" . 
Freiheitsstrafen und GeldbuBen waren weitere Druckmittel der Regierung.6) 

3) Yildiz Sertel, Türkiye'de ilerici akimlar, Istanbul 1969, Ant Yayinla 20, S. 133. 
4) Yavuz Abadan, Die Entstehung der Türkei und ihre verfassungsrechtlidıe Ent­

wicklung, Jahrbuch tür Oifentliclıes Recht, NF, Bd. 9, S. 353 ff. 
5) Kurt Steinhaus,  Soziologie der türkischen Revolution, Europiiisdıe Verlagsanstalt, 

Frankfurt 1969, S. 193; Günter Barthel, Kemal Atatürk und die türkisdıe Industrialisie­
rungspolitik, ZfG, 1968, S. 

9) R. D. Robinson, op. cit, S. 191-192. 
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1959 - ein Jahr vor der Revolution - wurden 50 Joumalisten zu 48 Jahren 
und 10 Monaten Gefii.ngnis verurteilt. Die Anklagen lauteten auf Herabsetzung 
des Ansehens der Regierung etc.7) 

Die zunehmend rigoroseren MaBnahmen gegenüber Opposition und kriti­
sierender Presse trugen Unruhe ins Land. Diese Unruhe wurde vermehrt durch 
immer massiver werdende Preissteigerungen, die das Ergebnis der inflationi­
stisdıen Wirtsdıaftspolitik des Kabinetts Menderes waren. Bereits seit 1954 
vermehrte sich das Geldvolumen um ein Viertel im Jahresdurchschnitt.8) Da­
von waren vor ailem der Agrarsektor betroffen, dessen Entwicklung zum Bes­
seren seit 1948 sowieso stagnierte, weil die Landreform immer mehr vernadı­
ıassigt wurde, weil Kredite nur der erhielt, der im Register eingetragen war, 
was praktisch nur der begüterten Sdıicht zugute kam, und weil die Einfüh­
rung kapitalintensiver Methoden die Landfludıt beschleunigte ete. 

Nadı Vorverlegung der Wahlen um ein Jahr, also auf 1957, hat die Demo­
kratisdıe Partei gemaB dem Mehrheitswahlredıt zwar eine relative Majoritat 
erzielen können, dodı übertraf die Gesamtstimmenzahl der Opposition die­
jenige der Regierungspartei (Regierungspartei 4,4 Millionen; Opposition 
(= 3 Parteien) 4,6 Millionen.9) Das die Regierung begünstigende Wahlredıt 
nahrte den wachsenden Unmut und trug zu der gespannten Lage bei. Die Re­
gierung wuBte sich nur nodı mittels verfassungswidriger MaBnahmen zu hel­
fon : So setzte sie - beispielsweise - einen parlamentarischen Sonderunter­
sudıungsausschuB ein, der mit ailen erdenklidıen Madıtbefugnissen ausge­
stattet war. Seine Aufgabe war es, ,,die aufrührerisdıe Aktivitat eines Teils 
der Presse und der Opposition • zu untersuchen und zu maBregeln. Als erste 
reagierten die Studenten von Ankara und Istanbul. Eine Kettenreaktion von 
Demonstrationen durdıwühlte das Land : Am 28. April 1960 kam es in Istanbul 
zu blutigen ZusammenstöBen zwischen Studenten und Polizei, am 29. April 
1960 dieselben Ereignisse in Ankara, die am 5. Mai 1960 ihren Höhepunkt in 
machtvollen regierungsfeindlidıen Demonstrationen hatten. Und anı 2 1 .  Mai 
1960 gesdıah etwas Sensationelles: sogar die Sdıüler der Kriegsakademie 
(Harbjye) veranstalteten einen Sdıweigemarsch. Die Regierung verhangte den 
Ausnahmezustand (28./29. April) über Ankara und Istanbul. Nodı glaubte der 
Premierminister, es handele sidı bloB um eine Aktion der Professoren und 
ihrer Studenten. Dodı bald zeigte es sich, daB es mehr war. Menderes entsdıloB 
sich daher zu einem massiven Gegensdılag, zu einer ,,Revolution von oben". 
Zur Durdıführung seines Gegenschlags begab er sich in die Luftwaffenbasis 
von Eskishir. Zur Durdıführung kam es indessen nicht mehr : Am 26./27. Mai 

7) Monthly Bulletin of the IPI, 1 958-59. 
sı Sabahhaddin Tezel, Wachstumsprobleme der türkischen Wirtschaft unter beson­

derer Berücksichtigung des Ersten Fünfjahresplanes, Diss. Köln, 1965; Dwight J. Simp­
son. Development as a Process :  The Menderes Phase in The Middle East Journal, 1965. 

9) Vergl. F. A. Hermens, Mehrparteiensystem, Revolution u. verfassungspolitisdıer 
Neubeginn in der Türkei. in Verfassung u. Verfassungswirklichkeit, Jahrbudı 1 966, 
Westdeutsdıer Verlag, S. 286--287. 
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1960 übernahm eine Gruppe von Offizieren, das ,,Komitee der National­
union" , die Madıt. Für 1 8  Monate ruhte jegliches parteipolitisdıe Leben.10) 

Die Intervention der türkisdıen Armee stellt eine Art von militarisdıer 
Veto-Aktion dar, ahnlidı wie 1 948 in Peru, 1 963 in der Dominikanisdıen Repu­
blik, 1 964 in Brasilien oder 1 967 in Griedıenland.11) Nadı der militarisdıen In­
tervention wurden die führenden Persönlidıkeiten der Demokratisdıen Partei 
- darunter Staatsprasident Bayar und Premier Menderes - verhaftet. Samt­
liche Mitglieder des Parteiprasidiums und der Parlamentsfraktion wurden vor 
ein Sondergeridıt gestellt. Die Demokratisdıe Partei wurde noch im selben Jahr 
verboten, weil sie ihren satzungsmaBigen Parteitag nidıt veranstaltet hatte.12) 

Nadıdem mandıe Stimmen im Ausland das Eingreifen der Armee als Staats­
sfreich bezeichnet hatten, beschloB das ,,Komitee der Nationalunion" , eine ,, feh­
lerlose" neue Verfassung durch ein wissensdıaftliches Gremium vorbereiten zu 
lassen. Nodı vor Verabsdıiedung dieser Verfassung erzwang der Druck der 
öffentlichen Meinung eine Liberalisierung des politischen Lebens. Nur die 
Wiederbelebung der politisdıen Parteien konnte die für das Gedeihen eines 
demokratisdıen Regimes unerla.Blidıe Atmosphare schaffen. Das Komitee setzte 
als SchluBtermin für Parteigründungen den 1 .  April 1 961  fest. AuBer den nach 
der Revolution fortbestehenden Oppositionsparteien - der C.H.P. und der 
M.P. - wurden binnen der vorgeschriebenen Frist zwölf neue Parteien ge­
gründet. Die wichtigsten davon sind die Gerechtigkeitspartei (A.P. z. Z. Regie­
iungspartei) , die Neue Türkei Partei (Y.T.P.) und die Türkisdıe Arbeiterpartei 
(T.I.P.) . 

Die genau zum Jahrestag der Revolution fertiggestellte neue Verfassung 
wurde am 9. Juli 1 961  zum Volksentsdıeid vorgelegt: 6,3 Millionen stimmten 
dafür, aber immerhin 3,9 Millionen auch dagegen. Der Prestigeverlust, den das 
Nationalkomitee hierbei erlitt, war bei den Parlamentswahlen 1 961 (Oktober) 
nodı empfindlidıer. Wichtig war jedoch die Tatsadıe, daB seither in der Türkei 
ein ProzeB in Gang gekommen ist hinsichtlich der Modernisierung der türki­
schen Gesellsdıaft. Und das ist ein Positivum. 

Die allgemeinen Wahlen vom 15 .  Oktober 1 96 1 ,  mit denen das Komitee 
auf vorbildlidıe demokratische Weise seine Herrschaft zu Ende führte, stand 
im düsteren Sdıatten der drei Todesurteile, die nach den GroBprozessen gegen 
die Führungsschicht der Demokratisdıen Partei gefüllt worden waren. Die Hin­
richtungen - vor allem die von Menderes - riefen eine starke Kritik unter 
den breiten Volksmassen hervor, insbesondere unter den Bauern, für die bis 
zum heutigen Tage die sozialen und ökonomisdıen Gründe der politischen 
Krisen der Türkei schleierhaft geblieben sind und die diesen Machtwechsel 
lediglidı auf eine persönlidıe Fehde zwisdıen den beiden Greisen - Bayar und 

10) Die diesbezüglidı ausführlidıste Analyse gehört Wa!ter F. Weiker, The Turkish 
Revolution, 1960-61, The Brookings Institute, Washington 1963; für den promende­
resistisdıen Standpunkt vergleidıe mit: Ali Fua Basgil, La Revolution Militaire de 
1960 en Turquie (Ses origines), Geneve 1963. 

11) Samuel P. Huntington, Political Order in Changing Societies, New Haven, Lon­
don 1 968, S. 223-224. 

12) Ahmet Taner Kişlali, Forces Politiques dans la Turquie Moderne, SBF Yayini, 
Ankara 1968, S. 49. 
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Jnönü - zurückführten. Aber audı ein Teil der stadtisdıen Bevölkerung bil­
ligte diese Entsdıeidung der Militarregierung nicht. 

Das bei dieser Wahl zum ersten Mal - allerdings nur für die Nationalver­
sammlung - angewandte d'Hondt'sche Proporzsystem zeitigte ein unerwar­
tetes Resultat : 173 Mandate gingen an die Republikanische Volkspartei; die 
Erben der Menderes-Partei, d. h. die Geredıtigkeitspartei, erhielten 158 Man­
date; und die damals drittgröBte Partei, die Republikanische Bauernpartei, 54 
Mandate. Im Senat, wo das Mehrheitswahlredıt beibehalten worden war, er­
g�ı b sich folgende Sitzverteilung: 36 - 70 - 16. Die Erben von Menderes er­
rangen hier also die absolute Mehrheit.13) 

Der Ubergang von einer Militarregierung zu einer Zivilistenregierung voll­
zog sich nidıt reibungslos, weil die Militars von der starken Reprasentanz der 
politisdıen Erben von Menderes beeindruckt waren. Die militarisdıe Führungs­
spitze willigte daher nicht bedingungslos in die friedliche Ubergabe der Macht 
an die neue Volksvertretung ein, sondern knüpfte an die Ubergabe die Bedin­
gung, daB keine politische Amnestie verlangt und die Gesetzgebung des Na­
tionalkomitees nicht angetastet werde. Das Wahlresultat lieB nur eine Koali­
tionsregierung zu. Eine solche wurde audı gebildet, und zwar zwischen der 
von Atatürk gegründeten Republikanisdıen Volkspartei und der zum Zwecke 
der Restauration ins Leben gerufenen Gerechtigkeitspartei, also zwei redıt 
heterogenen Elementen. Die politische Führung dieser Koalition wurde dem 
greisen ismet Inönü übertragen. Dieser war nicht unumstritten. Er war der 
engste Mitarbeiter Atatürks gewesen und gilt als erfahrener Staatsmann und 
groBer militarischer Führer. Aber seine Tatigkeit im Rahmen des Einparteien­
systems - vor allem nach dem Tode Atatürks - wird sehr kontrovers beur­
teilt.14) 

Die erste GroBe Koalition wurde nicht einmal ein halbes Jahr alt. Sie wurde 
vor allem gesprengt durch die Kontroverse um die Amnestie. Dies war für die 
Gerechtigkeitspartei ein Problem. SchlieBlidı saBen auBer allen Mitgliedern 
des Menderes-Kabinetts auch alle früheren Abgeordneten der Demokratischen 
Partei hinter SchloB und Riegel. Das Gericht auf Yassiada hatte mindestens 
5 Jahre Gefüngnis über jeden verhangt. Nachdem die Gerechtigkeitspartei ihr 
Amnestiebegehren nidıt durdısetzen konnte, sdıied sie aus der Regierungsver­
antwortung aus. Ismet Inönü bildete eine Kleine Koalition, die einige Monate 
spater eine Teilamnestie erlieB. Audı der zum Tode verurteilte Bayar wurde 
wegen seines hohen Alters aus der Haft entlassen. 

In diesem auf politischer Bühne so labilen und konfliktreichen Zeitabschnitt 
haben verschiedene Offiziersgruppen wiederholt Putschversudıe unternom­
!Ilen, weil ihnen das dominierende restaurative Element der Tagespolitik un­
vereinbar erschien mit der Zielsetzung der neuen Verfassung und dem Sinn 
der Revolution vom 27. Mai 1960. Die extremistisdıe und teils audı aus per-

13) Siehe zweck.s einer umfangreichen Wahlstudie : Nermin Abadan, Anayasa Hukuku 
ve Siyasi Bilimler acisindan 1965 Secim/erinin tahlil SBF Yayini, Ankara 1966. 

14) Geoffrey Lewis, The Thorny Road to Democracy, World Today, Turkey 1962-64, 
World Today, Dec. 1964, S. 517. 
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sönlichem Opportunismus eingenommene Haltung dieser militarisdıen Putsdıi­
sten führte zu einem relativ raschen Sdıeitern diesbezüglidıer Versuche.15) 

Huntington gliedert die politische Machtübernahme der Militars in vier 
Hauptgruppen. Er bezeichnet die sogenannte ,, Gürsel Alternative" als eine 
Rückkehr zum normalen politisdıen Leben mit verstarkter Teilnahme der brei­
ten Wahlermassen. Diese Alternative ersdıeint ihm als die günstigste Lösung 
einer pratorianisdıen Gesellsdıaft. Diese Einstellung, d. h. eine quasi-milita­
risdıe Vormundsdıaft mit verstarkter politisdıer Teilnahme setzt vor allem 
KompromiBbereitsdıaft und MaBigung voraus, wodurch sidı gleichzeitig das 
Scheitern von mehr extremistiscben militarisdıen Elementen, wie etwa im Fall 
von Talat Ademir, erklart.16) Die Frage, oh diese Option zur Lösung der tief­
verwurzelten Probleme einen positiven Beitrag liefert, ist noch offen. 

Das zweite Kabinett Inönüs lehte auch nicht lange. Nadı einer Teilwahl, 
in der die Gerechtigkeitspartei, welche sich als eine ,,vom gesunden Volks­
empfinden getragene starke, demokratische, volksnahe Bewegung" definierte, 
weitere Wahlsiege verzeichnen konnte, sprangen aucb die zwei kleineren 
Partner aus der Koalitionsregierung ah. Die dritte Koalition, eine von Unab­
hangigen getragene Minderheitsregierung unter Inönü, lehte nur zwei Monate 
und stürzte über die Ablehnung des Staatshaushaltes. 

Nun begannen in der Türkei Experimente mit einer sogenannten nationalen 
Koalitionsregierung unter dem Vorsitz von Suat Hayri Urgülü, in der sich alle 
Parteien - mit Ausnahme der Rep. Volkspartei - vereinigten. Chancenreich 
war dieses Experiment von vornherein nicht, denn der gigantiscbe Scbatten 
der Geredıtigkeitspartei fiel bereits auf die politische Bühne. Das Comeback 
der Nachfolgerin der Demokratisdıen Partei war lediglich eine Frage der Zeit. 

Demokratle unter reclıtsorientierter Führung 

Absoluter Sieger der Parlamentswahlen 1965 war die Geredıtigkeitspartei 
unter ihrem neuen Führer, dem damals 4 1jahrigen Süleyman Demirel : 52 % 
und 240 von 450 Sitzen in der Nationalversammlung. S. D e m i r e l, der als Dorf­
junge durch Stipendien seine höhere tedınische Ausbildung zuerst in Istanbul 
und spater in den USA vervollstandigte, war mit 33 Jahren der jüngste Mini­
sterialdirektor des Menderes-Regime gewesen. Als Bewasserungsexperte hatte 
er sidı den Beinamen ,,König der Staudamme" erworben. Auch als Geschafts­
mann war er nach seinem Ausscheiden aus der Politik erfolgreich. Wider alle 
Wahrsdıeinlidıkeit gelang es ihm, 1965 zum Parteiführer der Geredıtigkeits­
partei gewahlt zu werden. Dem in Administration und Management erfahre­
nen Techniker und dem durch Welterfahrung, Unverbrauchtheit und Jugend 
ausgezeichneten Politiker wurde der Vorzug gegeben vor bekannteren Namen. 

1sı Zusatzlidı siehe Walter F. Weiker, "The Aydemir Case + Turkey's Political 
Dilemma", Middle Eastern Aiiairs, 1 963. 

1sı Samuel P. Huntington gliedert die politisdıe Madıtübernahme des Militars in 
vier Hauptgruppen auf. Er bezeichnet die sogenannte ., Gürsel Alternative" als eine 
Rückkehr zum normalen politisdıen Leben mit starkerer populiirer politisdıer Teil­
nahme. Diese Haltung setzt vor ailem KompromiBbereitsdıaft und MaBigung voraus, 
wodurdı sidı gleidıwegs das Sdıeitern mehr extremistisdıer militarisdıer Elemente, 
wie etwa der Fail von Tal Aydemir. S. P. Huntington, op. cif., S. 235. 
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Der Wahlsieg der Geredıtigkeitspartei ist beachtlidı, denn die in die Min­
derheit zurückgefallene Rep. Volkspartei hatte nodı vor ibrem Abgang eine 
A.nderung des bestehenden Wahlsystems zu Gunsten der kleineren Parteien 
durdıgesetzt, und zwar in Form eines ausgeklügelten Proporzsystems mit de­
tailliert kalkulierter Verteilung der Reststimmen. Trotz dieser Wahlhürde ge­
lang es der Gerechtigkeitspartei, die absolute Mehrheit zu gewinnen. Dieser 
Reststimmenverteilung verdankt auch die Türkisdıe Arbeiterpartei (TIP.) ihren 
Einzug in das Parlament. Erstmals! Sie verfügte über 1 5  Mandate.17) Das über­
ragende Ereignis war freilidı der totale Wahlsieg Demirels.18) 

Die sozlale Struktur der Türkei 

Bevor die Bilanz der Jahre 1 965-1 969 gezogen wird, empfiehlt sidı - zum 
besseren Verstandnis - ein Blick auf die wesentlidıen Züge der türkisdıen 
Sozialstruktur. 

Obwohl sidı der überwiegend agrarisdıe Charakter des Landes in den 75 % 
widerspiegelt, die den Anteil der Landwirtschaft ausmadıen, so ist dodı audı 
der Trend zur lndustrialisierung und Urbanisierung offenkundig. Ja, dieser 
Trend nimmt jahrlidı zu. Ob daraus einmal eine A.nderung der bestehenden 
Madıtverhaltnisse erwadıst, und zwar eine zugunsten des Industriearbeiters, 
bleibt abzuwarten. 

Sowohl die neuen Entwicklungen in der Landwirtschaft als auch die Auf­
teilung des Bruttosozialprodukts führen zum Entstehen starker ökonomisdıer 
Madıtpositionen im Agrarsektor, die sidı vor allem durdı ein privatisiertes 
Kreditvergabesystem offenbaren. Dieses System begünstigt und verbreitet so­
gar das Wudıersystem. Es madıt den Kreditgeber zu einem Agrarbanker. Be­
günstigt wird aber nur der im Kataster registrierte Bodenbesitz. Die Versdıul­
dung der bodenlosen Bauern und Pachter führt zu einer frühzeitigen Verpfün­
dung der Ernte, d. h. Naturaliengegenleistung. Diese Situation verursadıt eben­
falls einen starken Ausverkauf des bestehenden kleinen Grundbesitzes und ver­
ursacht eine starke Auswanderung. Durdı die Knappheit der Arbeitsplatze 
ergibt sidı gleichzeitig eine Uberlastung der arbeitenden Krafte. Von jeden 
100 erwerbstatigen Personen in der Türkei müssen im Durchsdınitt weitere 
88 Personen unterhalten werden. Dieses Verhaltnis betragt 93 % in den Dör­
fern, 78 % in den Stadten. 

Die Zahl der Auswanderer auf Grund von Arbeitsplatzmangel hat in den 
letzten Jahren stark zugenommen. 1970 wurden 422 6 1 8  im Ausland beschaf­
tigte Türken registriert ; davon entfallen 367 008 auf die Bundesrepublik 
Deutsdıland, wo sie nadı den Jugoslawen und Italienern an dritter Stelle kom­
men. Weitere 87 252 sind bei der türkisdıen Arbeitsvermittlungsstelle für 
Auslandsstellen eingetragen und warten auf Anwerbung.19) Der hohe Trend 

ı1ı Artun Unsal, Parti Ouvrier de Turquie, Dissertation, Paris 1 970. Diese Doktor­
arbeit wurde bei Prof. Duverger eingereicht und enthalt das reichste und vielseitigste 
wissenschaftliche Material, das bis jetzt gesammelt wurde. 

ısı Nermin Abadan, "The Turkish Election of 1 965", Government and Opposition, 
May 1 966. 

ıeı Cumhuriyet, 21 . 8. 1 970; allein im letzten Halbjahr von 1969 wurden seitens der 
türkischen Arbeiter in der BDR 91,3 Millionen $ ins Heimatland überwiesen. 
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der Auswanderung zeigt sowohl auf die Konzentration der arbeitssuchenden 
Türken innerhalb der hochindustrialisierten EWG-Landern wie auch auf die 
nicht abnehmende Zahl der Arbeitslosen. Die Quote der Arbeitslosen wird um 
1,5 Millionen geschatzt, wobei mit etwa 5 Millionen geheimen Unbeschaftigten 
noch gerechnet werden muB. Die staatliche Planungsorganisation hat im Rah­
men ihres zweiten Fünfjahresplanes die Schaffung von 7,5 Millionen neuen 
Arbeitsplatzen bis 1 975 gefordert. 

In den groBen Stadten nimmt auch die Mittelklasse standig zu. Ilır muB 
auch die durch soziale Sicherheit und soziale Leistungen geschützte Industrie­
arbeiterschaft zugezahlt werden. 30 000 Industriearbeiter gab es 1 923 in der 
Türkei. 1 970 sind es über 2 Millionen! Davon befinden sich 1 Million in 755 Ge­
werkschaften, die in 22 Föderationen und zwei Dachorganisationen zusammen­
gefaBt sind. Ein Gesetzentwurf, der inzwischen verabschiedet und in Kraft ge­
treten ist, löste am 16 .  Juni 1 970 zum ersten Mal in zwei GroBstadten der Tür­
kei - Istanbul und Izmir - Generalstreiks aus. Die Arbeiter dieser hochindu­
strialisierten Stadte wollten damit gegen den Versuch der Regierung demon­
strieren, die auf kaltem Rechtsverordnungswege die Gewerkschaften auflösen 
wollte, die ihr nicht genehm waren. Die Verhangung des Ausnahmezustandes 
erstickte jedoch den Generalstreik. Es war aber das erste Mal, daB sich die 
türkische Arbeiterschaft ihrer Rolle bewuBt geworden ist. 

Die hohe Arbeitslosigkeit und die damit verbundene Auswanderung wird 
zusatzlich durch ein auBerordentliches MiBverhaltnis der regionalen Entwick­
lung weitergefördert. Die Bemühungen in der Landwirtschaft, die Viehzucht 
und die Bewasserungsverhaltnisse zu verbessern, die starke Erosion einzu­
dammen, das Land aufzuforsten ete. sind bisher - vor allem im üsten - im 
Stadium der Planung steckengeblieben. Die in Ost-Anatolien lebenden Bauern 
verfügen - schatzungweise über ein jahrliches Pro-Kopf-Einkommen von etwa 
1 00 DM.20) 

Die wichtigste Einkommensquelle neben dem regularen AuBenhandel, der 
jedoch die inflationistische Regierungspolitik nicht zu decken vermag, besteht 
in der Devisenüberweisung der Auslandstürken. Der Umfang ergibt sich aus 
folgender Aufstellung: 
Ta belle 1 :  Remissen von türkischen Gastarbeitern 

Jahre -----------� 
Türken 

Devisenüberweisung 
(Mio. DM) 

1966 

1 60 950 
360 

1 967 

13 1  309 
364 

1 968 

1 52 905 
322 

21) 
AuBerordentlich wichtig erscheint die groBe Diskrepanz der Vermögens­

aufteilung in der Türkei. Die Schwergewichtsverlagerung ergibt sich aus der 
Einkommensverteilung der aktiven Bevölkerung, die wie folgt aufgegliedert 
ist : 

20) Versdıledıterung der Wirtsdıaftslage in der Türkei ,  Neue Zürcher Zeitung, 20. 7. 
1970. 

21) Auslandischer Arbeitnehmer, Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung u. Arbeits­
losenversidıerung, 1968, S. 5, 46. 
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Tabelle 2: Einkommensgliederung nach Sektoren 

Sektor % des National- % der aktiven 
einkommens Bevölkerung A /B 

-.----------- ------··-�-- - - ------··----·-·--·-
Landwirtschaft 33,8 67,5 0,5 
Industrie / Bau 26,5 1 6,4 1 ,6 
Hande! / Verkehr 39,6 1 6  2,4 
ek. � 

Infolge fehlender Statistik ist es auBerordentlidı sdıwierig, Einzelheiten 
rler Vermögensverteilung festzustellen. Man kann allerdings die jahrliche 
Einkommenssteuer zum Vergleich heranziehen : Demnach wurde 1 966 von 
392 1 89 Einkommenssteuerpflidıtigen 5,8 Milliarden TL festgestellt. 5 % der 
Einkommenssteuerpflichtigen, d. h. 1 9  609 Personen, verfügten über ein jahr­
liches Einkommen von 2,5 Milliarden TL, was 43 % des Gesamteinkommens 
ausmadıt oder 1 28 433 TL pro Kopf. Dagegen bezogen 89, 1 % der Steuerpflidı­
tigen, 349 440 Personen, 1 201 pro Kopf. 

Wenn man die höchste Einkommenskategorie mit der anderer europaisdıer 
Uinder vergleidıt, ergibt sidı folgendes Bild : in der Türkei verdienen 5 %  der 
Steuerpflichtigen 43, 2% des Nationaleinkommens, in Holland 23,6 % ,  �n Finn­
land 21 % , in England 1 9  % , in Danemark 1 7  % und in Schweden 1 6  % . Diese 
Vergleidısziffern weisen auf eine betradıtlidıe Disproportion der türkisdıen 
Einkommensverteilung hin. Obwohl der erste und zweite Fünfjahresplan des 
öfteren die Verwirklidıung der sozialen Geredıtigkeit in Aussicht gestellt 
hat, wurden diesbezüglich noch keine MaBnahmen getroffen. Wie ernst die 
Lage ist, geht auch aus dem letzten Bericht des gröBten, regierungsfreundlichen 
Gewerksdıaftsbundes, Türk-iş, hervor. Auf seinem JahreskongreB 1970 in 
Erzurum (Mai 1 970) betonte Türk-iş in seinem offiziellen Bericht, daB Arbeiter 
und Angestellte, die als Jahreseinkommen 9 443 TL bezögen, etwa 2000 TL 
Steuer entridıten würden, wahrend Einkommenssteuerpflidıtige mit 46 21 3 TL 
Jehreseinkommen nur 371 0  TL Steuer zahlen müBten.23) 

Die starke Diskrepanz der Einkommen spiegelt sich auch in der steigenden 
Zahl der Millionare wider. Nadı dem letzten Beridıt des Finanzministeriums 
ist allein im Jahre 1 969 die Zahl der einkommenssteuerpflichtigen Millionare 
von 1 95 auf 245 gestiegen. Der Trend der letzten Jahre zeigt sich wie folgt : 
Tabelle 3: Zahl der Millionare 

Jahr Millionare Vermögen J ahreseinkommen 
Mio. TL 

1 965 2 1 5  287,8 1 ,3 
1966 189 200 1 
1 967 1 64 261 ,4 1 ,6 
1 9 68 1 95 351 ,8 1 ,8 
1969 2 45 6 65, 2 2,4 24) 

22) Ziya Kayla, Türkiye'de gelir dağılısı, Cumhuriyet, 30. 6. 1970. Zwecks ausführli­
chem Material über die Planung in der Türkei siehe: Besir Hamitogullari, La Planifi­
cation du development Economique en Turquie, Ankara 1968, SBF Yayini. 

23) Cumhuriyet, 27. 4 .  1970. 
24) Cumhuriyet, 10. 1. 1970. 
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Wie verteilen sidı nun - angesidıts dieser sozialen Bedingungen - die 
institutionalisierten politischen Krafte sowie die organisierten geistigen Strö­
mungen und Bewegungen im politischen Leben der Türkei seit der Restaura­
tion? Was geschah, seit die Neo-Demokratische Partei die parlamentarische 
Demokratie der Türkei mit Hilfe einer überall fortsdırittlich gesinnten Ver­
fassung lenkt? 

Die politisdıen Krafte 

Die konservative, herrschende Sdıicht besteht einerseits aus den begüter­
ten, urbanisierten Klassen, die enge Beziehungen mit dem auslandischen Ka­
pital pflegen. Ihre Hauptvertreter sind Import-Export-Kaufleute, Industrielle, 
Bankdirektoren. Zu dieser Schicht gehören audı die groBen Landbesitzer und 
im üsten die Sippenoberhaupter, Agas und Scheichs.25) Verbündet mit dieser 
Schicht sind auch Teile der freien Berufe in den Provinzen (Anwalte, Arzte, 
Ingenieure) , Joumalisten der rechts orientierten Presse, groBe Teile der staat­
lichen Bürokratie, die groBe Masse der Bauern, fast alle Handwerker, die 
Mehrzahl der Kleinhandler, die im Islam nidıt als ein unabhangiger Klerus 
dastehenden, nichts destoweniger aber vom Staat organisierten Geistlidıen 
und ein betrachtlicher Teil der Industriearbeiter.26) 

Die progressiven Kratte bestehen aus einem erheblichen Prozentsatz geho­
bener Staatsbeamter, einem Teil der Armeeoffiziere, der Mehrzahl der Studen­
ten, der kritisdıen Presse, einem Teil des besitzlosen Bauemtums sowie der 
organisierten Arbeiterschaft. 

Die politisdıen Parteien 

Die heutige Regierungspartei verfidıt die im Westen als ,,Neuer Konserva­
tivismus" bezeidınete Richtung. Sie verneint zwar nicht eine allumfassende 
Wirtschaftsplanung, dennoch ist sie nidıt bereit, den staatlichen Grundindu­
strien den Vorrang zu geben. Der von Atatürk eingeführte Etatismus ist für 
die Geredıtigkeitspartei eine abzuschaffende Wirtsdıaftsordnung. In Sadıen 
Religion und Moral nimmt die Partei eine, den Wünschen des Bauerntums kon­
forme, traditionsgebundene Stellung ein. Das Entwicklungskonzept der Partei 
inkorporiert nicht einmal den Begriff Reformen, sondern überHi.Bt einer zeit­
gebundenen graduellen Evolution die Korrektur eines neu entstehenden Ka­
pitalismus. 

Die Regierungspartei hat nach ihrem erneuten Wahlsieg 1 969 - wegen 
tiefgreifender Meinungsversdıiedenheiten zwischen rechtem und linkem Flü­
gel - ernste Krisen durchmachen müssen, die sich sagar zu einer Regierungs­
krise im Frühjahr 1970 ausweiteten. Demirel ist zwar wieder mit der Kabinetts­
neubildung beauftragt worden, vermodıte aber die dissidenten Führer des 
redıten Flügels nidıt mehr zu einer Zusammenarbeit zu bewegen. Zu den Dis-

25) Ismail Beşikçi, Doğu Anadolu'nun Düzeni, Sosyo/Ekonomik ve Etnik Temelleri, 
E Yayınları, Ankara 1969. 

118) Uber die Einstellung der Studenten siehe : Nermin Abadan, Values and Political 
Behavior of Turkish Youth, The Turkish Yearbook of International Relations, 1963 und 
" The Politics of Students and Young Workers in Turkey" , Paper presented at the ISA 
7th World Congress - Varna, Sept. 14-19, 1970. 
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sidenten zahlen vor allem die Angehörigen der aufgelösten Demokratisdıen 
Partei, wie Yüksel Menderes, der Sohn des früheren Premiers, Talat Asal und 
der Provinzart Bilgic. Die Dissidenten werfen Demirel vor allem persönlidıe 
Begünstigung seiner Familie, zu enge Beziehungen zum intemationalen Kapi­
tal, sowie eine allzu prowestlidıe, freimaurerisdıe Politik vor. 

Dieses Zerwürfnis innerhalb der Regierungspartei endete - ahnlidı wie 
das Aussdıeren der rechtsgesinnten, stark antikommunistisdı gesinnten Ange­
hörigen der Republikanisdıen Volkspartei unter Feyzioglu - durdı Parteiaus­
sdılu.B von 4 1  Abgeordneten. 

Wie tief die Spaltung geht, zeigte sidı audı in eklatanter Weise im Falle 
des Prof. Dr. N. Erbakan, der bei den Wahlen von 1 969 als Unabhangiger aus 
Konya gewahlt wurde und inzwischen eine neue Partei, die Nationale Ord­
nungs-Partei gegründet hat.27) Erbakan, der ehemalige Vorstand der Union der 
türkisdıen Handelskammern, ridıtet seine Vorwürfe gegen Demirel's Regie­
rung vor allem wegen der Vernadılassigung lokaler Interessen. Erbakan ver­
tritt die Ansidıt, die falsche Kreditpolitik von Demirel begünstige nur die Me­
tropolen von Istanbul und Izmir. Dieses Verhalten prajudiziere geradezu For­
derungen Anatoliens. Erbakan propagiert u. a. auch eine theokratisdıe Staats­
ordnung. Sein politisdıes Ziel ist es, mit Hilfe eines traditionellen Fanatismus 
und einer übertriebenen Xenophobie eine Liga des anatolischen Kleinbürger­
tums gegen die Monopolstellung des Gro.Bbürgertums von Istanbul zu mobili­
sieren. Obgleidı seine Partei keinerlei widıtigen Widerhall gefunden hat, kann 
doch behauptet werden, da.B sein Gedankengut auf frudıtbaren Boden füllt. 

Die heute drittgrö.Bte Partei, die Partei des Vertrauens, steht am redıten 
Flügel. Sie bezeichnet sidı als liberal-nationalistisdı-reformbegierig. Ihre 
Hauptaufgabe sieht sie in der Bekampfung des Kommunismus. 

Die bis 1 965 drittgrö.Bte Oppositionspartei, die Nation-Partei, ist zwar in 
ihrer sozio-ökonomischen Zielsetzung diesmal etwas weniger traditionsgebun­
den aufgetreten, doch die sdıwadıe Infrastruktur des Parteiapparates, vor allem 
fehlende Kader, und ihr übergro.Bes Vertrauen in die reidılidı demagogisdıen 
Fahigkeiten ihres Führers O. Bölükbasi, haben zu dem Resultat geführt, da.B 
sie lediglidı einige Hochburgen wie Kirshir und Ankara zu halten vermag. 

Die Partei der Nationalen Bewegung (MHP) ist eigentlich durch eine Um­
strukturierung eines Teiles der Nations-Partei entstanden. Der ehrgeizige 
Spredıer des National-Komitees, Oberst Alparslan Türkes, hatte die national­
republikanisdıe Bauempartei zunadıst von innen mit seinen Leuten zu durdı­
setzen vermocht, und danach Teile der Partei mit einem neuen Namen getauft. 
Es handelt sich um eine neo-faschistisdıe Bewegung. Im Parlament hat sie nur 
einen Sitz, aber dafür eine Jugendorganisation vom Zusdınitt der Hitler­
Jugend. Diese Miliz nennt sich - in Anlehnung an die Pan-Turanistische Be­
wegung: Löwen von Ergenikon. Ideologisch vertritt die Partei eine Art von 
mystisdıem Hegelianismus. Durdı ihre starke Stellungnahme gegenüber dem 
Auslandskapital, ihr Mi.Btrauen in die demokratisdıe Grundordnung und ihre 

21) Nadı der Aussage von N. Erbakan wurde die MNP zur Ausfüllung des Vakuums 
auf der redıten Front, als eine zweidimensionale Partei gegründet. Die Partei stellt 
sidı gegen jedartige Westernisierung und verbietet Freimaurern und Zionisten die 
Mitgliedsdıaft. Cumhuriyet, 27. 1 .  1 970. 
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Befürwortung eines einheitlichen Gewerkschafts- und Jugendorganisations­
systems charakterisiert sie sich als eine neo-faschistisclıe Gruppierung. Ilır Ein­
fluB ist nicht an ihrer parlamentarisclıen Prasenz zu messen: Sie beeinfluBt die 
rechtsgerichteten Studenten an den Hochschulen. Ja, sogar ein betrachtliclıer 
Teil junger Arbeiter hat sidı mit dieser Partei solidarisch erklart.28) 

Die Partei Neue Türkei (YTP) steht programmatisch rechts. Allerdings ver­
sclıob siclı ihr Sdıwerpunkt im Laufe der Zeit mehrmals. Nach ihrer Gründung 
versuchte ihr erster Führer E. Alican die Stimmen der aufgelösten Demokra­
tischen Partei zu sammeln, um eine Massenbasis zu gewinnen. Naclı dem Sclıei­
tern dieses Versuclıs zog sich Alican aus dem politisclıen Leben zurück. Die 
Partei wahlte nun Yusuf Azizoglu zum Vorsitzenden. Dieser stammte aus Sil­
van, einer Kleinstadt in Ost-Anatolien. Für die dort ansassige kurdische Be­
völkerung madıte er sich stark. Damit kam ein neues Element in die türkische 
Politik: Zum ersten Mal wurde in der republikanisdıen Geschichte der Türkei 
Autonomie für die Kurden gefordert! In den Wahlen 1965 und 1 969 hat die 
Partei ihr Schwergewicht auf die kurdische Frage gelegt. Nach Aussage des in­
zwischen verstorbenen Parteivorsitzenden ist das wichtigste Problem der Tür­
kei, ,,das Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Gebieten zu verwirkli­
chen. Die Realisierung der sozialen Gerechtigkeit hangt in erster Linie von die­
sem Ziel ab. Deshalb bezeichnen wir uns als regionale Partei. Unsere Ziel­
setzung ist eine nach Ost-Anatolien orientierte Druckpolitik!" Die Wahlergeb­
nisse haben diese Zielsetzung honoriert. 

Auch die sechste kleine Partei, die Union-Partei (BP) vertritt rechtes Ge­
dankengut. AuBerdem madıt sie sich zum Sprecher einer ethnischen Gruppe, 
der konfessionellen Aleviten-Minoritat. Interessant ist, daB sie nach der Ar­
beiterpartei die einzige Partei ist, die nicht via Spaltung im Parlament ent­
standen ist. Sie wurde mit einer klaren Zielsetzung, Befürworter einer Minder­
heitsgruppe zu sein, ins Leben gerufen. Die Union-Partei verteidigt einen ge­
maBigten Nationalismus, eine in türkisdıer Spradıe geführte Religionsaus­
übung und eine Autonomie der alevitisdıen Gemeindeverwaltungen.30) 

Die linken Parteien 

Die gröBte Oppositionspartei ist die von Atatürk 1924 gegründete Repu­
blikanische Volkspartei (CHP) . Diese Partei, die die Verantwortung jedweder 
politischer Aktivitat wahrend der langen Einparteienzeit mittragt, hat im 
Laufe ihrer nun fast 50jahrigen Geschichte verschiedene Kurswechsel unter­
nommen. Seit 1965 bezeichnet sie selbst ihre Orientierung als ,, links vom Zen­
trum", wobei diese Zielsetzung im Munde ihres - trotz seines hohen Alters 
(86 Jahre) noch immer aktiven und vital wirkenden - Vorsitzenden Ismet 
Inönü anders interpretiert wird, wie etwa von dem jungen und überaus dyna­
mischen Generalsekretar Bülent Ecevit. Der Versuch von Ecevit, durdı Bin-

2s) Nermin Abadan, "The Politics of Students and Young Workers in Turkey". Paper 
für ISA Kongress, Varna 1970. 

29) Abdi ipekçi, Liderler Diyor ki, Ant Yayinlari 1969, S. 3 16. 
30) Durdı die Wahl adıt ihrer Kandidaten erhalt Ostanatolien starker regional orien­

tierte Befürworter einer rasdıen Modernisierung dieser vernadılassigten Region. Wal­
ter F. Weiker, Turkey's Elections May Bode Ills, Mid-East Dec. 1969, S. 34. 

48 



dung an parlamentarisdıe Verfahren mit sozialistisdıem Gedankengut die 
breiten Massen zu Gunsten eines Madıtwechsels zu bewegen, wird durdı eine 
doppelte Hypothek ersdıwert: einerseits die enge auBenpolitisdıe Bindung an 
die USA und zum anderen die weitgehende Bereitsdıaft, der A.P. bestimmte 
Konzessionen zu madıen. Das Manöver Inönüs im Juni 1 969 , als dieser erfah­
renste Politiker des Landes mit geschickter Taktik die Initiative ergriff, um den 
1960 verurteilten Parlamentariern ihre politisdıen Rechte zurückzugeben, er­
füllte jedoch nicht die erwarteten Hoffnungen. Inönüs Pladoyer für eine Ver­
söhnung mit seinem Erzfeind Bayar und sein Einverstandnis mit einer Verfas­
sungsanderung mit Ziel einer Wiedererstattung der politisdıen Redıte an eine 
kleine Gruppe von alten Demokraten31) erwies der Demokratie in der Türkei 
einen Barendienst, indem namlidı virulente Kritik an den kuhhandlerisdıen 
Methoden des Parlamentarismus laut wurde. Wahrsdıeinlidı erkliirt dies audı 
die hohe Stimmenthaltungsquote von 36 % . 

Die Partei, die als Hauptspradırohr der legalen Opposition gilt, erhielt 1 969 
= 27,4 % aller Stimmen, wahrend sie 1 965 = 28,7 % erzielte. Ilır nadı dem 
letzten auBerordentlidıen Parteitag verabschiedetes Programın (Juli 1 970) ge­
bardet sich zwar radikal, aber es dürfte kaum realisierbar sein. Denn die Wahr­
sdıeinlidıkeit, tiefgreifende Reformen durclı parlamentarische Prozeduren zu 
verwirklidıen - Reformen wie : Bodenverteilung, Absclıaffung des Wudıer­
zinses, Verstaatliclıung von Sdılüsselindustrien, Aufbau eines Genossensclıafts­
wesens -, ist sehr gering. AuBerdem betreibt die Regierungspartei eine wirk­
same Gegenpropaganda, die stark fanatisiert und proreligiös ist. 

Die Türkisdıe Arbeiterpartei (TIP) , die 1 965 dank des damaligen Wahl­
systems mit 1 5  Mandaten zum ersten Mal in die Nationalversammlung einzog, 
und 1 966 einen Sitz im Senat gewann, hat in ihrem Programın vor allem die 
Verstaatlichung der Produktionsmittel, Bodenreform, Inaugurierung einer 
blockfreien, pazifistischen AuBenpolitik. Wahrend ihrer vierjahrigen parla­
mentarischen Tatigkeit entwickelten siclı in zunehmendem MaBe innerpartei­
liclıe Konflikte. Die Opposition innerhalb der Partei bemangelte immer wieder 
das Fehlen einer systematisclı ausgebauten politischen Ausbildung der Arbei­
tersdıaft, einer wissensclıaftlidı fundierten, nationalistisclıen Auslegung des 
Sozialismus. Kritisiert wurde audı der autoritare Hang des Parteiführers.32) 
SchlieBlidı spitzte siclı der Konflikt zu. Es ging dabei um die Ansidıten des Ver­
fechters eines ,,Sozialismus mit mensclıliclıem Gesiclıt" (Mehmet Ali Aybar) 
und um eine konsequente Führung einer wissenschaftlich aufgebauten Kader­
partei mit Vorrang für das Proletariat (S. Aren) . Dieser Konflikt löste eine 
heftige Polemik in der Presse aus mit dem Erfolg, daB ein wichtiger Teil der 
linken Splittergruppen gegen die Arbeiterpartei Stellung bezog, und zum 
Wahlboykott 1 969 aufrief. Die EinbuBe an Wahlstimmen war empfindlidı und 
zwang den bisherigen Vorstand zum Rücktritt. 

aı) Der eher von oben, d. h. Inönü und seinen nahen Beratern, besdılossene Sdıritt 
einer Rehabilitierung der alten Demokraten verursadıte besonders im Prasidium der 
Partei sdıarfe Diskussionen und endete mit der Demission vier ihrer Mitglieder, na­
mentlidı der Professoren Abadan, Aksoy, Ozyörük sowie Alp Kuran. 

32) Mehmet Ali Aybar verteidigte für die Türkei einen originalen, nationalen Weg 
des Sozialismus. Diese Einstellung wurde heftig kritisiert. Abdi !pekçi, op. cit., S. 252. 
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in diesem Zusammenhang muB nodı einiges über das politisdıe Verhalten 
der Arbeiter im allgemeinen gesagt werden. Die Tatsadıe, daB der Aut- und 
Ausbau der Gewerksdıaften mit amerikanisdıen Subventionen und Experten 
in der Türkei erfolgt ist, hat eine Klasse professioneller Gewerksdıaftler ent­
stehen lassen. Diese versuchen - nach amerikanischem Vorbild - in jetler 
Partei angemessen vertreten zu sein. Eine Enquete der Universitat lstanbul 
unter der Industriearbeitersdıaft im Sommer 1 969 hat festgestellt, daB 35 % 
der Arbeiter der Geredıtigkeitspartei, 30 % der Republikanisdıen und 1 0  % 
der Arbeiterpartei ihre Stimme zu geben beabsidıtigten.33) Es wurde auBer­
dem festgestellt, daB die Arbeiter innerhalb der ausgesprodıenen Industrie­
sektoren die Arbeiterpartei bevorzugen. Der Chemie-Sektor gilt als miximal 
tür die Arbeiterpartei pradisponiert. Ein für westeuropaisdıe Begriffe typisdıes 
BewuBtsein fehlt bei den meisten Arbeitern. 5 1 ,4 %  der Befragten hofften, bin­
nen zehn Jahren ein eigenes Unternehmen (Laden oder Werkstatt) aufbauen 
zu können. Bei den weiblidıen Arbeiterinnen genieBt die Gerechtigkeitspartei 
den Vorzug. Die Arbeiterpartei verzeichnete das HödıstmaB an Sympathie 
unter den Altersgruppen von 21-30. Bemerkenswert ist audı die überwiegende 
Meinung von regierungsfreundlidıen Arbeitern, Sozialismus ware gleich 
Atheismus. im Rahmen dieser Enquete wurde audı festgestellt, daB die Ge­
werkschaften wenig EinfluB auf die politische Willensbildung der Arbeiter 
hatten.34) Bemerkenswert sdıeint audı die Meinung der Arbeiter über die bei­
den Supermadıte zu sein : 57 % der Arbeiter im Regierungslager betradıten 
eine Freundsdıaft mit den USA als nützlich, und 77 % halten eine soldıe mit 
RuBland tür sdıadlidı ; in der Arbeiterpartei bewerten 71 % eine Freundsdıaft 
mit den USA als sdıadlidı, aber immerhin audı 58 % eine soldıe mit RuBland. 

Die W ahlen 1965 und 1969 

Wahlergebnisse dienen im allgemeinen zur Feststellung der Funktions­
fiihigkeit einer parlamentarisdıen Demokratie und sind insbesondere in den 
letzten Jahren zu einem prazisen Instrument der politisdıen Diagnose ge­
worden. 

Die Wahlen 1961 sollen hier nidıt naher analysiert werden, weil sie zu sehr 
im Sdıatten der kurz vorangegangenen Hinrichtungen und der Anwesenheit 
einer amtierenden Militarregierung standen. Die Wahlergebnisse können be­
stenfalls als Sondierung der versdıiedenen Trends bewertet werden. Dagegen 
verkörpern sowohl die allgemeinen Wahlen von 1 965 und 1969 einen einwand­
freien - ohne Druck. erfolgten - EntsdıeidungsprozeB der breiten Wahler­
sdıaft. 

aa) Die Professoren Kenan Bulutoğlu, Ahmet Niyazi Koç und ihre wissensdıaftlidıen 
Mitarbeiter Metin Göker, Ilter Turan, Cengiz Arin von der Nationalökonomisdıen Fa­
kultat der Universitat Istanbul haben im Sommer 1969 im Auftrag der groBen Tages­
zeitung ,,Milliyet" eine reprasentative Erhebung mit Hilfe einer Stidıprobe bei 4959 
Arbeitern gemadıt, die auBerordentlidı detailliertes Material über Arbeiterverhalten 
enthalt. Milliyet, 14. 9. 1969. 

34) Die oben erwii.hnte Untersudıung, Milliyet, 29. 9. 69. Zu vergleidıen mit Toker 
Dereli, The Development ot Turkish Trade Unionism, Istanbul, Ikti sat Fakültesi. 

35) Milliyet, 1. 10. 69. 
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Vor Vergleidı der beiden Wahlen sei zunadıst nodı festgestellt, daJ3 die 
Revolution von 1 960 die Konfliktsituation zwischen den beiden Hauptparteien 
vorübergehend gelöst, aber die Polarisierung niclıt aus der Welt gesclıafft hat. 
Genau das Gegenteil der im Pronunciamento des Komitee für Nationale Union 
proklamierten Zielsetzung, namlich ,,die unvereinbare Lage der Parteien zu 
beseitigen •, wurde erreiclıt.36) Das erbitterte Ringen zwisclıen Regierung und 
Opposition in den SOer Jahren war frei von jedwedem ideologisdıen Ballast. 
Nun anderte siclı das zu Gunsten einer Ideologisierung. Wahrend die Demo­
kratisclıe Partei zwar konservativ war, aber eine pragmatisclıe Weltansclıauung 
praktizierte, entwick.elte die Gereclıtigkeitspartei einen immer ideologisdıer 
siclı gebardenden Konservativismus, - mit Bevorzugung der Privatwirtschaft. 
Der Hauptantagonismus zwisdıen Privatinitiative und sozialer Geredıtigkeit 
ist inzwisclıen zur Adıse der türkisdıen Politik geworden. Dieser Antagonis­
mus erhalt eine zusatzliclıe Spaltungslinie durclı die Meinungsuntersclıiede im 
Bereidı der AuBenpolitik. Welclıe Auswirkungen hatte dies auf die letzten bei­
den Wahlausgange? 

Die Wahlen von 1965 

Das Proporzsystem wirkte sidı beim türkisclıen Wahler wie bisher aus, d. h. 
der durclısclınittliclıe Wahler besclıaftigte siclı weder mit nationalen Problemen, 
nodı mit den persönliclıen Qualitaten der lokalen Kandidaten. Diese Wahl hat 
wiederum gezeigt, daB - ahnliclı wie in anderen Entwick.lungslandem - der 
türkisclıe Wahler siclı viel eher mit einer Partei aus bestimmten persönliclıen 
oder lokalen Ursaclıen identifiziert. Diese Identifizierung verursadıte einen 
starken Einsatz bereits vor der Wahl und lieB siclı besonders in dörflidıen 
Gegenden feststellen, wo die Unentsdıiedenheit auf Grund der bereits früher 
kristallisierten politisdıen Einstellung nur eine sehr geringe Anzahl von .float­
ing voters" offenbarte.37) 

Ein zweiter Trend, der auclı 1969 festzustellen war, ist das Fehlen auclı nur 
eines Minimums an Konsens über die Lösung der dringliclısten Probleme. Ob­
wohl die akuten sozio-ökonomischen Sack.gassen der Türkei - wie Boden­
reform, Sdıaffung neuer Arbeitsplatze, Akkumulation des staatliclıen Kapitals 
zur Verbesserung der Infrastrukturen ete. - rationale Denksdıemata verlang­
ten, entstand bereits 1965 das von Carı Sclımitt als ,,Freund-Feind-Zustand" 
bezeiclınete Verhaltnis.38) Deswegen wurden Wahlentsclıeidungen viel eher 
auf Grund furclıterregender Stereotypen als auf der Basis logisdıer Uberle­
gungen gefüllt. Das erste Auftreten einer gesetzlich genehmigten sozialisti­
sclıen Partei, welclıe die Probleme des Landes mit radikalen Mitteln zu lösen 
vorsdılug, und die angesiclıts der garantierten Grundfreiheiten ihr Programın 

38) Ergun Ozbudun, The Role of the Military in Recent Turkish Politics. Harvard 
Univ. Center for International Affairs, Nov. 1 969. S. 40. 

37) Nermin Abadan, siehe FuBnote 13, S. 65. 
ası Interessant ist in dieser Beziehung ein Artikel von Metin Toker, bekannter Jour­

nalist und Sdıwiegersohn von I. Inönü, der zwei Wodıen vor den Wahlen die Lage der 
Türkei völlig mit der letzten Phase der Weimarer Republik verglidı und die zukünftige 
Entwicklung der Türkei eher finster beurteilt. Metin Toker, Dönüşü olmayan yol, 
Milliyet, 30. 9. 1 969. 
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in Presse und staatlidıem Rundfunk und audı in Versammlungen aussprechen 
konnte, gab noch gröBeren AnlaB dafür, daB jedwede politische Konkurrenz 
weitab von demokratisdıen Spielregeln bewertet wurde.39) 

Das auf die Verteilung von Reststimmen modifizierte - und auch auf 
den Senat übertragene d'Hondtsche Wahlsystem - produzierte eine Vermeh­
rung der Parteien auf insgesamt 6 (AP, CHP, MP, CKMP, YTP, TIP)40), er­
möglichte aber trotzdem der AP die Gewinnung der absoluten Mehrheit. Diese 
Tatsadıe widerlegt die These von M. Duverger, wonach das Proporzsystem die 
Bildung absoluter Mehrheiten verhindere. Es zeigt gleichzeitig, daB in einem 
Land mit politisch neumobilisierter Wahlerschaft ein Mehrheitssystem unter 
Umstanden sagar zur völligen Dezimierung der Opposition führen kann. 

Tabelle 4: Ergebnisse der letzten zwei Wahlen in der Türkei 

Partei Jahr Stimmen % Mandate % 

AP 1 965 4,9 Mio 52,8 240 53,3 
1 969 4 , 1  Mio 46,6 256 56,9 

CHP 1 965 2,6 Mio 28,7 1 34 29,7 
1 969 2,4 Mio 27,4 1 43 3 1 ,7 

GP 1 965 
1969 578 393 6,4 1 5  3,3 

MP 1 965 582 704 6,6 3 1  6,8 
1 969 295 044 3,2 6 1 ,3 

BP 1 9 65 
1 969 228 479 2,5 8 1 ,7 

YTP 1 965 346 504 3,7 1 9  3,3 
1 9 69 202 393 2,2 6 4,2 

TIP 1 965 276 101  2,9 1 5  3,3 
1 969 238 374 2,6 2 0,4 

MHP (CKMP) 1 965 208 696 2,2 1 1  2,4 
1 9 69 277 953 3,0 0,2 

Unabhangige 1 965 296 528 3 , 1  
1 969 510  938 5,6 1 3  2,9 

AP= Gerechtigkeitspartei 
CHP = Republikanische Volkspartei 

GP = Vertrauenspartei 
MP = Nationalpartei 
BP = Unionspartei 

YTP = Neue Türkeipartei 
TIP= Türkische Arbeiterpartei 

MHP= N ationale Bewegungspartei. 
SchlieBlich haben 1 965 die 1 76 Unabhangigen, die sich zur persönlichen 

39) Der Linkskurs der Republikanisdıen Volkspartei und das Wahlprogramm der 
türkisdıen Arbeiterpartei wurde unentwegt als .Links von der Mitte, Weg nadı Mos­
kau" oder ,,Linke gehören nadı Moskau" , also mit einer Besdıuldigung des totalen 
Ausverkaufs bewertet. 

4-0) Nermin Abadan, siehe FuBnote 13, S. 246. 
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Wahl stellten und vorwiegend aus ostanatolischen Provinzen karnen, einen 
viel geringeren Anteil von Stimmen erhalten als 1 969 ( 1965 = 296 528 ; 1 969 
= 510  938) . Dies erklart sich zum Teil mit einem höheren Vertrauen gegenüber 
konstituierten Parteien im Jahre 1 965 als im Jahre 1 969. Auch die Wahlbetei­
ligung war 1 965 (76 % )  viel höher als 1 969 (64 % ) .  Das Gefülle der Wahlbetei­
ligung setzte freilich schon 1 965 ein, wo im Vergleich zu 1 96 1  bereits eine Ver­
minderung von 1 0 %  zu registrieren war.41) 

Interessant hierbei ist die Wahlbeteiligung in den Ostprovinzen. Diese liegt 
weit über dem nationalen Durchsdınitt : 

Tabelle 5: Wahlbeteiligung in den Ostprovinzen 

Ostprovinzen 
Gesamt-Türkei 

1 950 
Proz. 

87 
89 

1 954 
Proz. 

90 
88 

1 957 
Proz. 

80 
76 

1 961 
Proz. 

81 
81  

1 965 
Proz. 

75 
7 1  

42) 
Diese hohe Wahlbeteiligung ergibt sidı aus der starken Loyalitat, bzw. 

richtiger aus dem wirtschaftlichen Abhangigkeitsverhaltnis zwischen den 
GroBgrundbesitzem (Agas), Sdıeichs und Stammeshauptlingen.43) Auch muB 
hinzugefügt werden, daB sich wegen der Rivalitat der verschiedenen ethnischen 
Gruppen die Aktivitat der politischen Parteien und der Unabhangigen stets 
um die Gunst der führenden Köpfe dreht. Die rapide Bevölkerungszunahme 
und die umgreifende Mechanisierung der Landwirtschaft wirkt hier wie Dyna­
mit. Die Vertreter der Oberschicht versudıen, diesen ProzeB mit Hilfe von 
regionalen und konfessionellen Parteien aufzuhalten. So ergibt sich das merk­
würdige Bild, daB Pluralismus in diesem Lande viel eher eine diffusive statt 
eine interessenbezogene Wirkung hat. Die Wahlerschaft dagegen wendet sich 
auf Grund ihrer spradılichen und vor allem bildungsmaBigen Hemmungen an 
die Reprasentanten der verschiedenen Parteien in der Hoffnung, hier die Er­
füllung ihrer steigenden Erwartungen zu tinden. 

Tabelle 6 :  Wahlbeteiligung 

Jahr 
--------- � - --------. 

1 950 
1 954 
1 957 
1 96 1  (Referendum) 
1 965 
1 969 

41) Nermin Abadan, siehe Ful3note 1 3 ,  Tabelle 1 .  

% 

89 
88 
78 
80,5 
76 
63,8 

42) Ismail Besikci, Dogu Anadolu'da Sosyal ve Siyasal Degişmeye etki eden Dina­
mikler, in Festschrift tür Y. Abadan, Ankara 1 969, SBF Yayini 2 80, S. 424. 
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Die Wahlen 1969 

Fast alle politischen Parteien - vor allem aber die Regierungspartei -
wurden durch das oligarchische Tendenzen begünstigende, auBerordentlidı auf 
Cliquenwirtsdıaft eingestellte Auswahlverfahren der Kandidaten erschüttert. 
Die Tatsadıe, daB beim Proporzsystem eigentlidı nur die an der Spitze der 
Liste stehenden Kandidaten die Chance einer Neu- bzw. Wiederwahl besitzen, 
schafft ungeheuer starken Druck auf die Parteidelegierten ; dabei werden groBe 
Summen ausgegeben und starke Rivalitaten sdıaffen neue innerparteilidıe 
Fehden. Obwohl das Parteiengesetz prinzipiell ein dem amerikanisdıen Mo­
dell, der Primaries, ahnlidıes allgemeines Wahlverfahren für die Kandidaten­
aufstellung vorgesehen hatte, ist dieses Verfahren bis heute nidıt angewandt 
worden.43) So konnte sich dieser innerparteiliche Kampf zerstörerisdı auswir­
ken. Besonders stark war dies bei der AP der Fall, wo neben lokalen Rivali­
taten audı ideologisdıe Tendenzen und die Anhanger der aufgelösten Demo­
kratischen Partei eine wichtige Rolle dabei spielten. 

Der Sieg der AP - als Nachfolgerin der DP - ist ein weiterer Beweis da­
füı , daB eine Massenpartei, die sich auf Menschen mit geringer - wenn nicht 
gar fehlender - Bildung zu stützen hat, ihre Wahlkampagne nidıt um das Pro­
gramın notwendiger Reformen und grundsatzlicher Strukturanderungen auf­
bauen kann und will. So kann also ein Mehrparteiensystem, das in einem Ent­
wicklungsland an der Macht ist, sidı - im Sinne eines historischen Determinis­
mus - nur den Wünschen der Wahlerschaft beugen, bzw. das Erwachen ge­
rechtfertigter Forderungen nur durdı intensive Behandlung religiöser Themen 
befriedigen, indem es so die jenseits orientierten Werturteile verstarkt. 

Es ware allerdings falsch, den Wahlsieg der AP allein mit ,, gebundenen 
Stimmen" ,  d. h. einer auf Grund ihrer wirtschaftlichen Abhangigkeit hin un­
freien Wahlersdıaft zu erklaren.44) Die AP hat es sehr geschickt fertig gebradıt, 
die Loyalitat der Bauern zu erringen. Dabei spielt die Führerpersönlichkeit eines 
ehemaligen, mittellosen Bauernburschen eine widıtige Rolle.45) Aber audı die 
Mehrheit der urbanisierten Arbeiterschaft hat die AP unterstützt. War es also 
eine freie Wahl mit falschem politisdıen BewuBtsein? Der 6 % ige Stimmen­
verlust der A.P. Ia.Bt sich deshalb nicht bloB aus einer Enttauschung der breiten 
Massen, sondern wohl vielmehr mit innerparteilichen Zwistigkeiten erklaren. 

Wie vorausgesehen, hat die Xnderung im Wahlsystem vor allem den 
kleinen Parteien geschadet. Die Rückkehr zum ursprünglichen d'Hondt'sdıen 
System, das die groBen Parteien bevorzugt, hat alle kleineren Parteien stark 
dezimiert. Wahrend die beiden groBen Parteien - trotz ihres Stimmenverlustes 
(AP = 52,8 : 46,5 % ;  CHP = 28,7 : 27,4 % )  - Sitze dazugewonnen hatten 
(AP = 240 : 256 ; CHP = 1 33 : 1 43) , haben die kleineren Parteien starke Ein­
buBen hinnehmen müssen. 

43) Yavuz Abadan , Das türkisdıe Parteiengesetz. In : Fes tschrift tür G. Leibhart. 
O) Mümtaz Soysal , Enkaz arasinda, Milliyet, Oktober 1 969. 
45) Die A.P. hat wahrend der Wahlkampagne besonders in kleineren Ortsdıaften 

einen Film aufführen lassen : ., Sülü Osman" ,  der den Ministerprasidenten als völlig 
mittellosen, armen Hirtenknaben und seinen daran sidı ansdılieBenden Aufstieg 
zeigte. 
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Interessant ist audı die Aufteilung der Mandate nadı den Provinzen : 

Tabelle 7: Aufteilung der Mandate nadı Provinzen 

(nur für die 6 kleinen Parteien) 

GP (Vertrauenspartei) 

MP 

BP 

Adana 
Afyon 
Agri (x) 
Ankara 

Ankara (2) 
Istanbul 
Kirsehir 
Sinop 
Yozgat 

Tokat (x) 
Malatya (x) 
Corum (x) 

TIP (Türkische Arbeiterpartei) 

MHP (Nationale Bewegungspartei) 

YTP (Neue Türkeipartei) 

Adiyaman x 
Agri (x) 
Bingol (x) 
Diyarbakir (x) 
Elazig (x) 
Hatay (x) 

Gaziantep (x) 
Hakkari (x) 
Kastamonu 
Kayseri (x) 

Istanbul (2) 

Adana 

Diyarbakir (x) 
Siirt (x) 
Bingol (x) 
Mardin (x) 
Mus (x) 

Malatya x 
Maras (x) 
Mardin (x) 
Mus (x) 
Tokat (x) 
Van (x) 

Tekirdag 
Tokat (x) 
Van (x) 

Die mit ,.x"  bezeidıneten Provinzen liegen östlich von Ankara, d. h. im 
nord- oder südöstlidıen Anatolien. 

Hier ergibt sidı ganz klar, daB insbesondere die kleinen Parteien sowie 
samtliche Unabhangigen ihre Sitze entweder in Ankara oder östlich von An­
kara gewonnen haben. Die Diskrepanz zwischen lokal orientierten und natio­
nal orientierten Interessen ist somit offensichtlidı. Der viel mehr entwick.elte 
Westen hat den kleineren Parteien wesentlich weniger Stimmen gegeben. Eine 
Ausnahme bilden die in GroBstadten wie Istanbul und Ankara für die Sozia­
listische Partei abgegebenen Stimmen. Hierdurch erklart sich auch der über­
rasdıende Sieg von 15 Unabhangigen, die total mehr Stimmen erhielten als die 
drittgröBte Partei, die Partei des Vertrauens. 

Ein weiterer interessanter Vergleidı zwisdıen den beiden Wahlen bietet 
sidı auch in der hohen Fluktuation in den Parteivorsitzen an. Vier der kleine-

55 



ren Parteien haben ihren ersten Vorsitzenden entweder durdı Ableben oder 
Abdankung oder schlechter Gesundheit verloren. Dr. Yusuf Azizoglu, Führer 
der Neuen Türkei Partei, starb kurz nach den Wahlen ; sein Nachfolger ist der 
frühere Erziehungsminister der Republikanischen Volkspartei, Prof. Dr. Tashin 
Banguoglu. Er hatte die Republikaner wegen des Linkskurses von Inönü ver­
lassen. Der Vorsitzende der Union Partei, Hüseyin Balan, trat zurück; an seine 
Stelle trat R. Timisi. Die starke Kontroverse um die richtige Politik und Ka­
derbildung der Türkischen Arbeiterpartei verursachte einen doppelten Führer­
wechsel. SchlieBlich ist auch der Vorsitzende der Nation Partei zurückgetreten. 
So ergibt sich, daB nur die Führer der beiden groBen Parteien - Demirel und 
Inönü -, sowie die Vorsitzenden der Vertrauenspartei, Prof. Dr. Feyzioglu, 
und der Nationalen Bewegungspartei, Oberst Alparslan Türkes, Konstanten 
geblieben sind. Da wegen des hohen Alters von Inönü in der CHP Diskussio­
nen über seine Nachfolge geführt werden und auch in der AP am Prestige von 
Demirel gezehrt wird (= Beschuldigung wegen AmtsmiBbrauches, Nepotis­
mus ete) , scheinen Ansatzpunkte für eine Erneuerung der türkischen Führungs­
spitze zu bestehen. 

Die parlamentarischen wie auBerparlamentarischen kritischen Stimmen for­
dern die Verwirklidıung jener Zielsetzungen, die in der Praambel und in einer 
groBen Anzahl von Artikeln der Verfassung von 1 961 verankert sind. Ver­
fassungsnorm und Verfassungswirklichkeit befinden sich in der Türkei jedoch 
in Widersprudı. Trotzdem versuchen Armee und Regierungspartei durch ein 
minimales Befolgen der verfassungsrechtlichen Vorschriften die Lebensfühig­
keit eines nach westlidıem Vorbild rezipierten Mehrparteiensystems und die 
daraus resultierende pluralistische Demokratie aufrecht zu erhalten. Diese Auf­
gabe sdıeint auBerordentlich schwierig, wenn nicht ganz unmöglich zu sein. 
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